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Zur Bedeutung einer wirksamen Ausgestaltung 
der Landesintegrationsbeauftragten  
Die LIGA Brandenburg warnt vor einer deutlichen Schwächung der Rolle und Funktion der 
Landesintegrationsbeauftragten. Aus Sicht der LIGA kommt der unabhängigen fachlichen Beratung 
der Landesregierung im Themenfeld Migration und Integration eine zentrale Bedeutung zu. 

Die Landesintegrationsbeauftragte berät die Landesregierung in migrationspolitischen Fragen, wirkt 
an Grundsatzfragen der Integrations- und Zuwanderungspolitik mit und unterstützt die Migrations- 
und Flüchtlingsarbeit im Land Brandenburg. Sie entwickelt Vorschläge zum Abbau von 
Integrationshemmnissen und setzt sich gegen Rassismus, Fremdenfeindlichkeit, Antisemitismus und 
Diskriminierung ein. Zudem ist sie beratendes und einbringendes Mitglied der Härtefallkommission. 

Vor dem Hintergrund geplanter unverhältnismäßiger Veränderungen in der personellen Ausstattung 
sieht sich die LIGA in der Pflicht, auf mögliche strukturelle Auswirkungen hinzuweisen. Dies gilt 
insbesondere mit Blick auf die Entwicklung eines Landesintegrationsgesetzes, welche eine 
verlässliche, fachlich fundierte und ressortübergreifende Begleitung erfordert. 

Personelle Ausstattung und laufende integrationspolitische Vorhaben 
Mit Blick auf die angekündigte Befristung der Sachbearbeitung und der beiden Fachreferentinnen der 
Landesintegrationsbeauftragten weist die LIGA auf den engen Zusammenhang zwischen personeller 
Ausstattung und fachlicher Leistungsfähigkeit hin. Die Aufgaben in den Bereichen Beratung, 
Vernetzung, Projektbegleitung und strategische Zuarbeit sind insbesondere im Kontext des geplanten 
Landesintegrationsgesetzes von hoher Relevanz. 

In ihrer Stellungnahme zum Landesintegrationsgesetz hat die LIGA der Freien Wohlfahrtspflege 
bereits betont, dass Integration nur dann wirksam als Querschnittsthema verankert werden kann, 
wenn entsprechende Strukturen verlässlich, fachlich stark und dauerhaft angelegt sind. 

In der Sitzung des LIB am 28.05.2026 wurde mitgeteilt, dass Stellen im Bereich der 
Landesintegrationsbeauftragen, wie die Beratungs- und Geschäftsstellenstruktur gestrichen werden. 
Vor diesem Hintergrund stellt sich die Frage, wie die Landesintegrationsbeauftragte ihre gesetzlichen 
und fachlichen Aufgaben künftig ohne die bisherige personelle Unterstützung wahrnehmen soll? 

Zur Arbeit des Landesintegrationsbeirates 
Wie soll künftig die Koordinierung und Geschäftsstellenarbeit des Landesintegrationsbeirats 
sichergestellt werden? Wie und durch wen erfolgt künftig die Koordinierung und inhaltliche 
Begleitung der Arbeitsgruppen des Landesintegrationsbeirats? 



 
 

Zu den Beteiligungsverfahren am Landesintegrationsgesetz 
Wie sollen die gesetzlich vorgesehenen Beteiligungsprozesse zum Landesintegrationsgesetz 
strukturell und personell abgesichert werden, um die Perspektive der betroffenen Menschen, 
Institutionen und der Verbände einzubringen? 

Beratung und Begleitung der Landesinstitutionen bei integrationspolitischen 
Fragestellungen 
Wie soll die Landesintegrationsbeauftragte ihre Kernaufgaben weiterführen, um 
integrationspolitische Hürden, strukturelle Benachteiligungen und Handlungsbedarfe gegenüber der 
Landesregierung sichtbar zu machen? 

Arbeit in der Härtefallkommission 
Die Landesintegrationsbeauftragte ist gesetzliches Mitglied der Härtefallkommission und benötigt zur 
Wahrnehmung dieser Aufgabe eigene fachlich qualifizierte Mitarbeitende. Diese bereiten 
eingebrachte Fälle auf, koordinieren die Zusammenarbeit der einbringenden Mitglieder, beraten 
ehrenamtliche Kommissionsmitglieder ohne eigene Beratungsstruktur in Zusammenhang mit 
aufenthaltsrechtlichen Fragen zu möglichen Härtefallanfragen und stellen eine angemessene 
Vertretung der Landesintegrationsbeauftragten innerhalb der Kommission sicher. Damit sind sie eine 
wesentliche Voraussetzung für die effektive Erfüllung ihrer gesetzlichen Aufgaben. Wie soll die 
Landesintegrationsbeauftragte diese Arbeit ohne Beratungsstelle sicherstellen? 

Diese Fragen betreffen aus unserer Sicht unmittelbar die Funktionsfähigkeit der 
Landesintegrationsbeauftragten und des Landesintegrationsbeirats als demokratische Beteiligungs-, 
Beratungs- und Rückkopplungsstruktur der Landesregierung, die Zusammenarbeit mit den 
Spitzenverbänden der Freien Wohlfahrtspflege innerhalb der LIGA und damit der Integration im Land 
Brandenburg. 

Selbstverständnis der LIGA und abschließende Hinweise 
Die LIGA versteht ihre Stellungnahme als konstruktiven Beitrag zu einer sachlichen, differenzierten 
und zukunftsorientierten Ausgestaltung der Integrationspolitik im Land Brandenburg. Aus Sicht der 
LIGA steht die Herabstufung der Funktion und die Einschränkung der Leistungsfähigkeit in direktem 
Widerspruch zum erklärten Ziel des Landes, internationale Fachkräfte zu gewinnen und zu halten 
sowie Menschen mit Migrationsgeschichte in Arbeitsmarkt und Gesellschaft zu integrieren. 
Brandenburgs Wirtschaft verliert damit eine wichtige Verbindungsstelle – und das Land eine wichtige 
Stimme der Zugewanderten. 
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